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Berlin, 06.07.2016 

 

Gute und zukunftsfeste Renten solidarisch sichern! 
Ein erster Impuls für die Rentendebatte der SPD 

 

Die SPD hat in der Großen Koalition viel für mehr Rentengerechtigkeit erreicht:  

 Die abschlagsfreie Rente nach 45 Beitragsjahren nutzt vor allem denjenigen, die lange 
ihren Beitrag zur Rentenversicherung geleistet haben, denen es aber schwer fällt bis 
67 zu arbeiten.  
 

 Mit der Mütterrente haben wir mehr Gerechtigkeit für Mütter geschaffen, die Kinder 
vor 1992 zur Welt gebracht haben, auch wenn wir dies gerne vollständig mit Steuer-
mitteln finanziert hätten. 
 

 Die Verbesserungen bei der Erwerbminderungsrente helfen denen, die aus gesund-
heitlichen Gründen nicht mehr weiter arbeiten können und die oftmals besonders von 
Altersarmut bedroht sind.  
 

 Mit dem Mindestlohn und der Stärkung der Tarifpartnerschaft haben wir auch auf 
dem Arbeitsmarkt wichtige Schritte für eine bessere Rente getan.   

 
Trotz aller Erfolge brauchen wir weitere Verbesserungen unseres Rentensystems. Dabei 
sollten uns folgende Ziele leiten: 

 Die Rente muss den Lebensstandard sichern. Wer in Rente geht darf keine Angst ha-
ben, dabei sozial abzusteigen und harte Einschnitte in seiner oder ihrer Lebensfüh-
rung hinnehmen zu müssen. 
 

 Die Finanzierung der Rente muss den Prinzipien der Solidarität und der Parität folgen. 
Wir wollen eine Erwerbstätigenversicherung für alle, in der die Versorgungswerke in-
tegriert und Abgeordnete, Freiberufler, Selbständige und perspektivisch auch Beamte 
solidarisch einzahlen. 
 

 Wer lange für geringes Geld gearbeitet hat, muss das Erarbeitete im Alter trotzdem 
behalten dürfen. Deswegen wollen wir eine Mindestrente die ohne Bedürftigkeitsprü-
fung gewährt wird.  
 

 Die private Vorsorge als dritte Säule der Rentenversicherung hat die Erwartung, das 
sinkende Rentenniveau zu kompensieren, nicht erfüllt. Ihre Subventionierung aus 
Steuermitteln wollen wir bestandssichernd auslaufen lassen.  
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 Die Altersvorsorge muss sich flexibel den unterschiedlichen Anforderungen verschie-

dener Branchen anpassen. Sie muss dabei sowohl kürzere oder längere Lebensarbeits-
zeiten in verschiedenen Berufen als auch Aus-, Fort- und Weiterbildungsanforderun-
gen berücksichtigen. Dabei sollte die Betriebsrente eine wichtige Rolle spielen.  
 

 Auch im Rentensystem muss sich eine partnerschaftliche Aufteilung von Familien- 
und Erwerbsarbeit positiv widerspiegeln. Die Rente muss unsere moderne Vorstellung 
von Partnerschaftlichkeit in der Familie abbilden. Die Rentensituation von Frauen 
muss besonders berücksichtigt werden. Frauen, die in der Vergangenheit die über-
wiegende Familienarbeit in einer Beziehung getragen haben, müssen diese anerkannt 
bekommen.  

 
 Die Rente muss sich flexibel den sich verändernden Erwerbsbiographien anpassen. 

Wer berufsbedingt immer wieder Zeiten ohne Erwerbstätigkeit hat und zwischen ab-
hängiger und selbständiger Beschäftigung wechselt, braucht trotzdem Sicherheit für 
seine Versorgung im Alter.  
 

 Die Altersvorsorge muss transparenter und verständlicher werden. Nur wer weiß, 
welche Ansprüche er oder sie hat und wie er oder sie sich eine gute Rente sichern 
kann, ist auch in der Lage selber Verantwortung dafür zu übernehmen. 

 

1. Die gesetzliche Rentenversicherung – Lebensstandardsicherung in der ersten Säule 
 

Die solidarische gesetzliche Rente ist die wichtigste Säule unseres Rentensystems. Wir 
wollen Sie wieder stärken. Sie ist der Kern einer lebensstandardsichernden Altersversor-
gung. Dieses zukunftsfest zu sichern, ist die Garantie für eine breite Akzeptanz der soli-
darischen Finanzierung. Dabei ist die perspektivische Festlegung des Rentenniveaus auf 
mindestens 50% wichtig aber nur ein Teil einer gerechten Rentenreform. Denn das Ren-
tenniveau bezieht sich auf den so genannten Eckrentner (45 Jahre, Vollzeit, Durch-
schnittsverdienst), den es in der Realität nicht gibt.  

Die Realität ist geprägt von immer mehr Wechseln zwischen selbständiger und abhängi-
ger Beschäftigung und zwischen Zeiten der Familien- und der Erwerbsarbeit oder Unter-
brechungen durch Arbeitslosigkeit. Deswegen brauchen wir eine lebensstandardsi-
chernde Rente, die sich diesen Anforderungen anpasst.  

Die Rentenversicherung trägt auch Verantwortung für das gesunde Erreichen des Ren-
teneintrittsalters. Wir wollen die Aufgaben der Prävention und Rehabilitation weiter stär-
ken. 

Besonderen Handlungsbedarf gibt es bei den Erwerbsminderungsrenten, die schon heute 
einem hohen Armutsrisiko unterliegen. Die Erwerbsminderungsrente liegt heute bei 
durchschnittlich 650€. Wir wollen die Abschläge auf Erwerbsminderungsrenten abschaf-
fen.  

Zur besseren Absicherung von Menschen mit gebrochenen Erwerbsbiographien und ins-
besondere Frauen und wollen wir einen Mindestbeitrag in der gesetzlichen Rente unab-
hängig von Erwerbstätigkeit. Den Mindestbeitrag sollen alle zahlen, außer denjenigen, die 
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sich Ausbildung befinden. Mit dem Mindestbeitrag muss mindestens Grundsicherungsni-
veau erreicht werden. Perspektivisch macht ein Mindestrentenbeitrag die Mindestrente 
überflüssig. 

 

2. Mindestrente – lange arbeiten muss sich lohnen, auch bei geringem Einkommen 
 

Das Rentensystem kann nicht alles heilen, was in einer Erwerbsbiographie schief gelaufen 
ist. Wir halten am Äquivalenzprinzip fest. Wer mehr einzahlt muss auch mehr heraus be-
kommen. Wer aber lange gearbeitet und Beiträge gezahlt und dabei wenig verdient hat, 
der darf nicht genauso behandelt werden, wie jemand der nie oder kaum gearbeitet und 
Beiträge gezahlt hat. Mit einer Mindestrente oberhalb der Grundsicherung wollen wir für 
mehr Gerechtigkeit sorgen. Wer Mindestrente bezieht muss keine Bedürftigkeitsprüfung 
fürchten.  

Als wesentliches Kriterium gelten 40 Jahre Versicherungszeit (rentenrechtliche Zeiten) 
und ein Rentenbeginn mit regulärem Renteneintrittsalter.  

 

3. Riesterrente – private Vorsorge zukünftig ohne Steuergeld 
 

Die Riesterrente hat ihre Erwartungen nicht erfüllt. Insbesondere Geringverdienende 
sollten von den Subventionen profitieren. Doch gerade diese Zielgruppe hat sich nicht in 
dem notwendigen Maße für Riesterrenten entschieden. Wir wollen daher die staatliche 
Förderung und Subventionierung der privaten Rentenvorsorge auslaufen lassen:  

Die bisher abgeschlossenen Verträge genießen weiter Bestandsschutz. Wer aber in Zu-
kunft eine zusätzliche private Altersversorgung abschließen möchte, muss auf Steuersub-
ventionen verzichten. Dafür wollen wir mit den freiwerdenden Mitteln die Betriebsrenten 
fördern.  

 

4. Betriebliche Altersvorsorge - flächendeckend und branchenspezifisch 
 

Die betriebliche Altersversorgung ist für uns die beste zusätzliche Vorsorge für einen an-
gemessenen Lebensstandard im Alter. Die aktuelle Ausgestaltung der Betriebsrenten ist 
komplex und erreicht nicht diejenigen, die ein zusätzliche Altersvorsorge dringend nötig 
haben, nämlich Gering- und Niedrigverdienende. Wir wollen daher eine flächendeckende, 
obligatorische Betriebsrente mit klarem und verbindlichem Gesetzesrahmen und einem 
Vorrang für tarifliche Lösungen. Wir wollen kollektive Lösungen, die Verwaltungskosten 
minimieren und die Portabilität bei Jobwechseln garantieren. 

Sie soll zum einen die gesetzliche Rente ergänzen. Zum anderen wollen wir mit der be-
trieblichen Altersvorsorge branchenspezifische Anforderungen (Altersteilzeit, Abkaufen 
von Abschlägen, …) tarifpartnerschaftlich umsetzen. Unterschiedliche Branchen haben 
unterschiedliche Belastungen und Anforderungen an einen Rentenübergang. Wo keine 
Tarifpartner über die Betriebsrenten entscheiden, gelten starre gesetzliche Regelungen 
und Anforderungen.  
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Zur Finanzierung können u.a. die vorgesehenen Mittel zur Förderung der Riester-Rente 
für die betriebliche Altersvorsorge eingesetzt werden.  

 

5. Finanzierung – Solidarität in einer Erwerbstätigenversicherung 
 

Wir wollen die gesetzliche Rentenversicherung zu einer Erwerbstätigenversicherung er-
weitern. Dabei wollen wir schrittweise die Beitragsbasis auf Abgeordnete, Freiberufler 
und Selbständige und perspektivisch auf Beamte erweitern. Auch die Versorgungswerke 
wollen wir integrieren.  

Weitere Finanzierungsmöglichkeiten bestehen in der Herausnahme und Steuerfinanzie-
rung sämtlicher versicherungsfremder Leistungen.  

Darüber hinaus liegen weitere Finanzierungsmöglichkeiten in der Erhöhung der Steuer-
finanzierung und der Anhebung des Beitragssatzes. Darüber hinaus wollen wir prüfen, wie 
ein Wegfall der Beitragsbemessungsgrenze verfassungskonform ausgestaltet werden 
kann ohne das daraus aufgrund des Auszahlungs-Äquivalents höchste Leistungsansprü-
che entstehen.  

Eine gute lebensstandardsichernde Rente ist für die soziale Sicherheit und das Vertrauen 
in den deutschen Sozialstaat von immens hoher Bedeutung. Die Rentenpolitik beschäftigt 
alte wie junge Menschen und muss mit Sorgfalt und Klarheit beraten werden. Soziale Si-
cherungssysteme müssen sich immer wieder neu vor den Herausforderungen der Zeit 
bewähren und sich wandelnden Verhältnissen anpassen und dabei verlässlich bleiben.  

Wir wollen dies mit einer solidarischen Erwerbstätigenversicherung und einer flexiblen 
und starken Betriebsrente erreichen, die sich der modernen Arbeitswelt anpassen.  

 

 

 


